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402. Bundesgesetz: Änderung des Bewertungsgesetzes 1955, des Vermögensteuergesetzes 1954 und des
Erbschaftssteueräquivalentgesetzes
(NR: GP XVII RV 626 AB 678 S. 70. BR: AB 3552 S. 505.)

403 . Bundesgesetz: Gewerbesteuergesetz-Novelle 1988
(NR: GP XVII RV 628 AB 681 S. 70. BR: AB 3554 S. 505.)

404. Bundesgesetz: Abänderung des Dritten Abgabenänderungsgesetzes 1987
(NR: GP XVII AB 684 S. 70. BR: AB 3556 S. 505.)

405. Bundesgesetz: Abänderung des Einkommensteuergesetzes 1972
(NR: GP XVII AB 685 S. 70. BR: AB 3557 S. 505.)

406. Bundesgesetz: Abänderung des Stadterneuerungsgesetzes, des Denkmalschutzgesetzes und des Bun-
desgesetzes über die Änderung mietrechtlicher Vorschriften und über Mietzinsbeihil-
fen
(NR: GP XVII AB 687 S. 70. BR: AB 3559 S. 505.)

4 0 2 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1988, mit dem
das Bewertungsgesetz 1955, das Vermögen-
steuergesetz 1954 und das
Erbschaftssteueräquivalentgesetz geändert

werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I

B e w e r t u n g s g e s e t z 1955

Das Bewertungsgesetz 1955, BGBl. Nr. 148, in
der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 231/
1955, der Bundesgesetze BGBl. Nr. 145/1963, 181/
1965, 172/1971, 276/1971, 447/1972, 17/1975,
143/1976, 318/1976, 320/1977, 645/1977, 273/
1978, der Kundmachung BGBl. Nr. 597/1978 und
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 318/1979, 289/1980,
620/1981, 111/1982, 546/1982, 570/1982, 587/
1983, 266/1984, 325/1986, 327/1986, 312/1987
und 649/1987 wird wie folgt geändert:

Artikel I

1. Im § 58 wird als dritter Satz angefügt:

„Als freier Beruf im Sinne dieses Bundesgesetzes
gilt auch die Verwaltung fremden Vermögens,
sofern sie nicht unter § 57 fällt."

2. § 59 Abs. 1 Z 6 lautet:

„6. offenen Handelsgesellschaften und Komman-
ditgesellschaften; weiters ähnlichen Gesell-
schaften, bei denen die Gesellschafter als
Unternehmer (Mitunternehmer) anzusehen
sind."

3. § 63 lautet:

„§ 63. Begünstigung für Beteiligungen

Beteiligungen von Vermögensteuerpflichtigen im
Sinne der §§ 1 Abs. 1 Z 2 und 2 Abs. 1 Z 2 des Ver-
mögensteuergesetzes 1954 gehören nach Maßgabe
der folgenden Bestimmungen nicht zum gewerbli-
chen Betrieb:

1. Beteiligungen an inländischen Körperschaften
müssen in Form von Gesellschaftsanteilen,
Genossenschaftsanteilen, Genußrechten oder
Partizipationskapital im Sinne des Kreditwe-
sengesetzes oder des Versicherungsaufsichts-
gesetzes bestehen;

2. Beteiligungen an ausländischen Gesellschaf-
ten, die einer inländischen Kapitalgesellschaft
vergleichbar sind, müssen nachweislich seit
Beginn des Wirtschaftsjahres, das dem Fest-
stellungszeitpunkt vorangeht, mindestens aber
seit zwölf Monaten, ununterbrochen und
unmittelbar an dem Grund- oder Stammkapi-
tal der ausländischen Gesellschaft in Form
von Gesellschaftsanteilen mindestens zu
einem Viertel bestehen. Die Frist gilt nicht für
Anteile, die auf Grund einer Kapitalerhöhung
erworben worden sind, soweit sich das Beteili-
gungsverhältnis dadurch nicht erhöht hat."

4. Der bisherige § 68 Abs. 4 erhält die Bezeich-
nung Abs. 4 Z 1 und als Z 2 wird angefügt:

„2. Bei Banken ist eine pauschale Wertberichti-
gung für Forderungen nur insoweit zulässig,
als sie den nach § 64 Abs. 5 abziehbaren
Betrag übersteigt."
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5. §69 Abs. 1 Z l lit. c lautet:

„c) Aktien oder Anteilscheine, Geschäftsanteile,
andere Gesellschaftseinlagen, Geschäftsgut-
haben bei Genossenschaften und Genuß-
scheine; Genußscheine im Sinne des § 6 des
Beteiligungsfondsgesetzes und junge Aktien
im Sinne des § 18 Abs. 3 Z 4 des Einkommen-
steuergesetzes 1988 gehören, solange sie bei
einer inländischen Bank hinterlegt sind, nur
insoweit zum sonstigen Vermögen, als ihr
Wert insgesamt 200000 S übersteigt."

6. Im §69 Abs. 2 wird der Betrag „250000"
durch „300000" ersetzt und als zweiter Satz ange-
fügt:

„Nicht auf Schilling lautende Wirtschaftsgüter im
Sinne des Abs. 1 Z 1 lit. b, die in Zollausschlußge-
bieten (§ 1 Abs. 2 des 2ollgesetzes 1955) gehalten
werden, sind den auf Schilling lautenden gleichge-
stellt, wenn sie natürlichen Personen mit Wohnsitz
oder gewöhnlichem Aufenthalt in diesem Zollaus-
schlußgebiet gehören und auf die in diesem Zoll-
ausschlußgebiet geltende Währung lauten."

Artikel II

Entspricht ein vor dem Inkrafttreten dieses Bun-
desgesetzes ergangener Feststellungsbescheid nicht
dem § 68 Abs. 4 Z 2, so ist er ohne Rücksicht auf
die bereits eingetretene Rechtskraft von Amts
wegen durch einen neuen Bescheid zu ersetzen.

Artikel III

1. Artikel I Z 1, 2, 3, 5 und 6 sind erstmalig auf
Feststellungs- und Veranlagungszeitpunkte, die
nach dem 31. Dezember 1988 liegen, anzuwenden.

2. Artikel I Z 4 ist erstmalig auf Feststellungs-
und Veranlagungszeitpunkte, die nach dem
31. Dezember 1986 liegen, anzuwenden.

ABSCHNITT II

V e r m ö g e n s t e u e r g e s e t z 1954

Das Vermögensteuergesetz 1954, BGBl. Nr. 192,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 33/
1957, 194/1961, 83/1963, 44/1968, 302/1968,
278/1969, 448/1972, 665/1976, 645/1977, der
Kundmachung BGBl. Nr. 118/1978, und der Bun-
desgesetze BGBl. Nr. 563/1980, 111/1982, 570/
1982, 327/1986 und 606/1987 wird wie folgt geän-
dert:

Artikel I

1. § 3 Abs. 1 Z 5 zweiter Satz lautet:

„Unterhalten sie einen Gewerbebetrieb, der
über den Umfang eines Nebenbetriebes hin-
ausgeht, oder haben sie einen solchen Gewer-
bebetrieb verpachtet, oder überlassen sie
Grundstücke Dritten entgeltlich für andere als

land- und forstwirtschaftliche Zwecke zur
Nutzung, so sind sie insoweit steuerpflichtig;"

2. § 3 Abs. 1 Z 6 lautet:

„6. Vereinigungen, die die gemeinschaftliche
Benutzung land- oder forstwirtschaftlicher
Betriebseinrichtungen oder Betriebsgegen-
stände zum Gegenstand haben; Erwerbs- und
Wirtschaftsgenossenschaften jedoch nur
dann, wenn sie die für eine Befreiung von der
Körperschaftsteuer erforderlichen Vorausset-
zungen erfüllen;"

3. § 3 Abs. 1 Z 7 lautet:

„7. Körperschaften, Personenvereinigungen und
Vermögensmassen, die gemeinnützige, mild-
tätige oder kirchliche Zwecke verfolgen
(§§ 34 bis 47 der Bundesabgabenordnung);
Bauvereinigungen, die nach dem Wohnungs-
gemeinnützigkeitsgesetz als gemeinnützig
anerkannt sind, nur insoweit, als ihr Vermö-
gen auf gemäß § 5 Z 10 des Körperschaft-
steuergesetzes 1988 befreite Geschäfte ent-
fällt;"

4. § 3 Abs. 1 Z 8 lautet:

„8. rechtsfähige Pensions-, Unterstützungs- oder
sonstige Hilfskassen, wenn sie von der Kör-
perschaftsteuer befreit sind;"

5. § 3 Abs. 1 Z 9 lautet:

„9. kleine Versicherungsvereine im Sinne des § 62
des Versicherungsaufsichtsgesetzes, die nicht
unter Z 8 fallen, sofern ihre Beitragseinnah-
men im Durchschnitt der letzten drei Wirt-
schaftsjahre 60000 S jährlich nicht überstie-
gen haben;"

6. § 6 Abs. 1 lautet:

„(1) Als Mindestvermögen wird bei unbe-
schränkt steuerpflichtigen Kapitalgesellschaften der
Besteuerung zugrunde gelegt:

1. Bei Aktiengesellschaften ein Betrag von
1 000000 S;

2. bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung
ein Betrag von 500000 S.

Dies gilt auch für Kapitalgesellschaften, die nur mit
einem Teil ihres Vermögens der Steuer unterlie-
gen."

7. § 21 lautet:

„§ 21. Verweisung auf andere Bundesgesetze

Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere Bun-
desgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer
jeweils geltenden Fassung anzuwenden."

Artikel II

Artikel I Z 1 bis 6 sind erstmalig auf Veranla-
gungszeitpunkte anzuwenden, die nach dem
31. Dezember 1988 liegen.
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ABSCHNITT III

Erbschaftssteueräquivalentgesetz

Das Erbschaftssteueräquivalentgesetz, BGBl.
Nr. 286/1960, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 665/1976 und 570/1982 wird wie folgt
geändert:

Artikel I

1. § 4 Abs. 1 erster Satz lautet:

„Das Gesamtvermögen (Inlandsvermögen) von
Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit beschränk-
ter Haftung, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen-
schaften, Agrargemeinschaften und sonstigen
Abgabepflichtigen, die Partizipationskapital bege-
ben können, unterliegt nur insoweit der Abgabe, als
nicht unmittelbar oder mittelbar im Wege einer
Gesellschaft, bei der die Gesellschafter als Mitun-
ternehmer anzusehen sind, physische Personen
beteiligt sind, die ihren Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt im Inland haben."

2. § 10 entfällt.

Artikel II

1. Artikel I Z 1 ist erstmalig auf Veranlagungs-
zeitpunkte, die nach dem 31. Dezember 1986 lie-
gen, anzuwenden.

2. Artikel I Z 2 ist erstmalig auf Veranlagungs-
zeitpunkte, die nach dem 31. Dezember 1988 lie-
gen, anzuwenden.

ABSCHNITT IV

Vollziehung

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky

4 0 3 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1988, mit dem
das Gewerbesteuergesetz 1953 geändert wird

(Gewerbesteuergesetz-Novelle 1988)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gewerbesteuergesetz 1953, BGBl. Nr. 2/
1954, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 191/1954, 59/1955, 97/1959, 303/1959, 194/
1961, 160/1966, 2/1967, 44/1968, 278/1969, 439/
1969, 374/1971, 442/1972, 17/1975, 320/1977,
645/1977, 572/1978, 563/1980, 620/1981, 111/
1982, 570/1982, 587/1983, 531/1984, 544/1984,

557/1985, 312/1987 und 606/1987 und der Kund-
machungen BGBl. Nr. 254/1958, 11/1961, 266/
1963, 265/1964, 278/1986 sowie 224/1988 wird
wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 3 lautet:

„(3) Unternehmen von Körperschaften des
öffentlichen Rechtes sind gewerbesteuerpflichtig,
wenn sie als stehende Gewerbebetriebe anzusehen
sind. Unternehmen im Sinne des § 2 Abs. 5 des
Körperschaftsteuergesetzes 1988 gehören nicht zu
den Gewerbebetrieben. Versorgungsbetriebe im
Sinne des § 2 Abs. 3 des Körperschaftsteuergesetzes
1988 unterliegen der Gewerbesteuer."

2. § 2 Z 1 lautet:

„1. die Österreichischen Bundesbahnen und die
staatlichen Monopolbetriebe, soweit sie nicht
in eine privatrechtliche Form gekleidet sind;
die Geschäftsstellen der Klassenlotterie, die
Lottokollekturen, die Vertriebsstellen
(Annahmestellen) für das Lotto, den Sport-
toto und das Zusatzspiel sowie die Verkaufs-
stellen der Österreichischen Brieflotterie auch
dann, wenn diese Tätigkeiten im Rahmen
eines Gewerbebetriebes ausgeübt werden;"

3. § 2 Z 5 lautet:

„5. Personengemeinschaften in den Angelegen-
heiten der Bodenreform und Siedlungsträger,
wenn und soweit sie gemäß § 5 Z 5 des Kör-
perschaftsteuergesetzes 1988 von der Körper-
schaftsteuer befreit sind;"

4. §2 Z 6 lautet:

„6. Körperschaften, Personenvereinigungen und
Vermögensmassen, die der Förderung
gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher
Zwecke nach Maßgabe der Vorschriften der
§§ 34 bis 47 der Bundesabgabenordnung die-
nen. Die wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe
(ausgenommen Land- und Forstwirtschaft) im
Sinne des § 45 Abs. 1 und 3 der Bundesabga-
benordnung und die Gewerbebetriebe einer
solchen Körperschaft, Personenvereinigung
oder Vermögensmasse gelten als ein Gewer-
bebetrieb;"

5. § 2 Z 7 lautet:

„7. a) Vereinigungen, die die gemeinschaftliche
Benutzung land- oder forstwirtschaftlicher
Betriebseinrichtungen oder Betriebsgegen-
stände zum Gegenstand haben; Erwerbs-
und Wirtschaftsgenossenschaften jedoch
nur dann, wenn und soweit sie gemäß § 5
Z 9 lit. a des Körperschaftsteuergesetzes
1988 von der Körperschaftsteuer befreit
sind,

b) Winzergenossenschaften, wenn und soweit
sie gemäß § 5 Z 9 lit. b des Körperschaft-
steuergesetzes 1988 von der Körper-
schaftsteuer befreit sind;"
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6. Im § 2 2 10 wird die Zitierung „§ 5 Abs. 1
2 13 des Körperschaftsteuergesetzes 1966, BGBl.
Nr. 156/1966, in der jeweils geltenden Fassung,"
durch „§ 5 Z 8 des Körperschaftsteuergesetzes
1988," ersetzt.

7. §2 Z 12 lautet:

„12. Banken im Sinne des § 5 Z 3 des Körper-
schaftsteuergesetzes 1988;"

8. Im § 2 Z 13 ist der Punkt durch einen Strich-
punkt zu ersetzen und folgende Z 14 anzufügen:

„14. Bauvereinigungen, die nach dem Wohnungs-
gemeinnützigkeitsgesetz, BGBl. Nr. 139/
1979, als gemeinnützig anerkannt sind, wenn
und soweit sie gemäß § 5 Z 10 des Körper-
schaftsteuergesetzes 1988 von der Körper-
schaftsteuer befreit sind."

9. § 4 Abs. 2 lautet:

„(2) Ein Gewerbebetrieb, der im ganzen auf
einen anderen Unternehmer übergeht, gilt als
durch den bisherigen Unternehmer eingestellt. Der
Gewerbebetrieb ist als durch den anderen Unter-
nehmer neu gegründet anzusehen, es sei denn, er
wird mit einem bereits bestehenden Gewerbebetrieb
vereinigt oder unentgeltlich (§ 6 2 9 lit. a Einkom-
mensteuergesetz 1988) übertragen. Zeitpunkt der
Einstellung und Zeitpunkt der Neugründung ist
der Zeitpunkt des Unternehmerwechsels."

10. § 6 lautet:

„§ 6. (1) Gewerbeertrag ist der Gewinn aus dem
Gewerbebetrieb, der nach dem Einkommensteuer-
gesetz 1988 oder nach dem Körperschaftsteuerge-
setz 1988 zu ermitteln ist, vermehrt und vermindert
um die in den §§ 7 bis 9 bezeichneten Beträge.

(2) Der Gewerbeertrag wird bei einem Gewerbe-
treibenden oder im Falle der unentgeltlichen Über-
tragung des Betriebes (§ 6 Z 9 lit. a des Einkom-
mensteuergesetzes 1988) beim Erwerber um die
Fehlbeträge gekürzt, die sich bei Ermittlung des
Gewerbeertrages für die sieben vorangegangenen
Jahre nach den §§ 6 bis 9 ergeben haben. Dies gilt
nur,

— wenn der Gewinn bzw. Verlust durch ord-
nungsmäßige Buchführung ermittelt worden
oder ein Anlaufverlust im Sinne des § 18
Abs. 7 des Einkommensteuergesetzes 1988
entstanden ist und

— soweit die Fehlbeträge nicht bei der Ermitt-
lung des Gewerbeertrages für die vorange-
gangenen Kalenderjahre berücksichtigt wor-
den sind."

11. §7 Z l lit. c lautet:
„c) Die Hinzurechnung wird nur insoweit vorge-

nommen, als die Zinsen und Wertsicherungs-
beträge insgesamt 100000 S übersteigen."

12. Im § 7 Z 1 lit. d sublit, cc wird die Zitierung
„§ 123 des Einkommensteuergesetzes 1972, BGBl.

Nr. 440, in der jeweils geltenden Fassung," durch
„§ 6 Z 2 lit. c des Einkommensteuergesetzes 1988,"
ersetzt.

13. §7 Z 3 lautet:

„3. die Gewinnanteile des stillen Gesellschafters,
nominelle Mehrbeträge auf Grund einer
Wertsicherung der Einlage des stillen Gesell-
schafters sowie Gehälter und sonstige Vergü-
tungen jeder Art, die für eine Beschäftigung
des stillen Gesellschafters im Betrieb gewährt
worden sind. Dies gilt nicht, wenn die Beträge
beim Empfänger zur Steuer nach dem Gewer-
beertrag heranzuziehen sind. Die Hinzurech-
nung der Gehälter und sonstigen Vergütun-
gen für eine Beschäftigung des stillen Gesell-
schafters im Betrieb unterbleibt auch dann,
wenn sich ein Arbeitnehmer als stiller Gesell-
schafter am Betrieb seines Arbeitgebers unmit-
telbar mit einer Geldeinlage bis zu 200000 S
beteiligt;"

13 a. §7 Z7 entfällt.

14. § 8 Z 4 lautet:

„4. Beteiligungserträge im Sinne des § 10 des
Körperschaftsteuergesetzes 1988."

14 a. Im § 10 Abs. 1 ist folgender Satz anzufü-
gen:

„Der Gewerbeertrag der Organgesellschaft ist
jenem Wirtschaftsjahr des Organträgers zuzurech-
nen, in das der Bilanzstichtag des Wirtschaftsjahres
der Organgesellschaft fällt."

15. § 11 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Steuermeßzahlen für den Gewerbeer-
trag betragen

1. bei natürlichen Personen und bei Gesellschaf-
ten im Sinne des § 1 Abs. 2 Z 1
für die ersten 160000 S des
Gewerbeertrages 0 %
für die weiteren 480000 S des
Gewerbeertrages 6 %
für alle weiteren Beträge des
Gewerbeertrages 4,5%

2. bei anderen Unternehmen 4,5%."

16. Im § 16 Z 1 tritt an die Stelle des Betrages
von „80000 S" der Betrag von „160000 S".

16 a. § 22 Abs. 1 lautet:

„(1) Der Steuerschuldner hat auf die Gewerbe-
steuer Vorauszahlungen zu entrichten. Die Voraus-
zahlung für ein Kalenderjahr wird wie folgt berech-
net:

Die Gewerbesteuerschuld für das letztveranlagte
Kalenderjahr wird, wenn die Vorauszahlung
erstmals für das dem Veranlagungszeitraum fol-
gende Kalenderjahr wirkt, um 4%, wenn sie erst-
mals für ein späteres Kalenderjahr wirkt, um wei-
tere 5% für jedes weitere Jahr erhöht."
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17. § 26 Abs. 2 lautet:

„(2) Vergütungen sind vorbehaltlich der Abs. 3
bis 6 die nicht durch besondere Bestimmungen von
der Lohnsteuer befreiten Arbeitslöhne im Sinne des
§ 25 Abs. 1 Z 1 des Einkommensteuergesetzes 1988
mit Ausnahme von Ruhe- und Versorgungsbezü-
gen, der unter den Freibetrag des § 67 Abs. 1 fallen-
den Bezüge und von Bezügen im Sinne des § 67
Abs. 3, 4 und 6 sowie von Bezügen im Sinne des
§ 68 Abs. 1, 2 und 7 des Einkommensteuergesetzes
1988."

18. § 31 lautet:

„§ 31. (1) Zerlegungsmaßstab ist
1. vorbehaltlich der Z 2 das Verhältnis, in dem

die Summe der in allen inländischen Betriebs-
stätten gezahlten Arbeitslöhne zu den in den
Betriebsstätten der einzelnen Gemeinden
gezahlten Arbeitslöhne steht;

2. bei Wareneinzelhandelsunternehmen je zur
Hälfte das im Z 1 bezeichnete Verhältnis und
das Verhältnis, in dem die Summe der in allen
inländischen Betriebsstätten erzielten
Betriebseinnahmen zu den in den Betriebsstät-
ten der einzelnen Gemeinden erzielten
Betriebseinnahmen steht.

(2) Bei der Zerlegung nach Abs. 1 sind die
Arbeitslöhne oder Betriebseinnahmen anzusetzen,
die in dem nach § 10 Abs. 1 maßgebenden Kalen-
derjahr (Wirtschaftsjahr) gezahlt oder erzielt wor-
den sind.

(3) Bei der Ermittlung der Verhältniszahlen sind
die Arbeitslöhne oder Betriebseinnahmen auf volle
1000 S abzurunden.

(4) Wareneinzelhandelsunternehmen im Sinne
des Abs. 1 Z 2 sind Unternehmen, die ausschließ-
lich Lieferungen im Einzelhandel bewirken. Der
Eigenverbrauch im Sinne des Umsatzsteuergesetzes
1972 bleibt dabei außer Ansatz. Eine Lieferung im
Einzelhandel liegt nicht vor, wenn der Unterneh-
mer einen Gegenstand an einen anderen Unterneh-
mer zur Verwendung in dessen Unternehmen, und
zwar zur gewerblichen Weiterveräußerung — sei es
in derselben Beschaffenheit, sei es nach vorheriger
Bearbeitung oder Verarbeitung — oder zur
gewerblichen Herstellung anderer Gegenstände
oder zur Bewirkung gewerblicher oder beruflicher
Leistungen liefert. Wird ein Gegenstand teils zu
den genannten Zwecken, teils zu anderen Zwecken
erworben, so ist der Haupterwerbszweck maßge-
bend. Eine Änderung des Erwerbszweckes nach der
Lieferung bleibt unberücksichtigt."

Artikel II

Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere Bun-
desgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer
jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Artikel III

1. Artikel I ist vorbehaltlich der Z 2 bis 4 erstma-
lig bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 1989
anzuwenden.

2. Artikel I Z 10 gilt mit folgender Maßgabe:
a) Die Bestimmung für Anlaufverluste im Sinne

des § 18 Abs. 7 des Einkommensteuergeset-
zes 1988 gilt erstmalig für Verluste des Jahres
1989.

b) Die Bestimmung ist auf Mantelkäufe anzu-
wenden, die in Wirtschaftsjahren erfolgen,
die nach dem 31. Dezember 1988 enden.

3. Art. I Z 14 a gilt mit folgender Maßgabe: Hat
der Organträger ein abweichendes Wirtschaftsjahr,
ist der Gewerbeertrag der Organgesellschaft für
das Kalenderjahr 1988 dem Gewerbeertrag des
Organträgers für das Kalenderjahr 1988 zuzurech-
nen.

4. Die nach § 22 in der Fassung vor diesem Bun-
desgesetz für 1989 festgesetzten Vorauszahlungen
sind um 5% zu erhöhen.

Artikel IV

Vollziehung

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky

404. Bundesgesetz vom 7. Juli 1988, mit dem
das Dritte Abgabenänderungsgesetz 1987

abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Dritte Abgabenänderungsgesetz 1987,
BGBl. Nr. 606/1987, wird wie folgt abgeändert:

Abschnitt IV Art. II Z 3 lit. b lautet:

,,b) Die Einkommen- und Körperschaftsteuer
werden ab dem Betriebsbeginn für die Dauer
von zwanzig Jahren auf die Hälfte der
gesetzlichen Beträge ermäßigt. Ab der Veran-
lagung für das Kalenderjahr 1989 wird die
Einkommensteuer auf 60% und die Körper-
schaftsteuer auf 80% der gesetzlichen Beträge
ermäßigt. Die einheitlichen Gewerbesteuer-
meßbeträge, die auf die Stromerzeugungsan-
lagen entfallen, werden ab dem Betriebsbe-
ginn für die Dauer von zwanzig Jahren auf
die Hälfte der gesetzlichen Beträge ermäßigt.
Ab der Veranlagung für das Kalenderjahr
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1989 werden die einheitlichen Gewerbesteu-
ermeßbeträge, die auf die Stromerzeugungs-
anlagen entfallen, auf 60% der gesetzlichen
Beträge ermäßigt."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky

405. Bundesgesetz vom 7. Juli 1988, mit dem
das Einkommensteuergesetz 1972 abgeändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Einkommensteuergesetz 1972, BGBl.
Nr. 440, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 618/1987, wird wie folgt geändert:

1. Im § 9 Abs. 1 tritt an die Stelle des Prozentsat-
zes von „25 vH" der Prozentsatz von „10 vH" und
anstelle der Wortfolge „vor Bildung der Gewerbe-
steuerrückstellung" die Wortfolge „vor Abzug der
Gewerbesteuer".

2. Abweichend von § 9 Abs. 2 können für die
Wirtschaftsjahre 1985 bis 1987 gebildete Investi-
tionsrücklagen (steuerfreie . Beträge) im Wirt-
schaftsjahr 1988 ohne Zuschlag aufgelöst werden.

3. Im Veranlagungsjahr 1988 ist
— § 8, ausgenommen Abs. 4, für die vorzeitige

Abschreibung sowie
— § 10 für den Investitionsfreibetrag

von Anschaffungs-, Herstellungs- und Teilherstel-
lungskosten, die nach dem 30. Juni 1988 anfallen,
mit folgender Maßgabe anzuwenden: Entsteht
oder erhöht sich durch gewinnmindernd geltend
gemachte vorzeitige Abschreibungen oder Investi-
tionsfreibeträge ein Verlust, so ist der Verlust inso-
weit weder ausgleichs- noch gemäß § 18 Abs. 1 Z 4
des Einkommensteuergesetzes 1972 vortragsfähig.
Ein solcher Verlust ist mit späteren Gewinnen
(Gewinnanteilen) aus diesem Betrieb frühestmög-
lich zu verrechnen. Derartige Verluste und
Gewinne verändern nicht das Kapitalkonto. Bei
unbeweglichen Wirtschaftsgütern gilt dies nur,
wenn mit ihrer tatsächlichen Bauausführung nach
dem 30. Juni 1988 begonnen worden ist.

4. Im Veranlagungsjahr 1988 ist § 19 für Ausga-
ben, die nach dem 30. Juni 1988 geleistet werden,
mit folgender Maßgabe anzuwenden: Vorauszah-
lungen von Beratungs-, Bürgschafts-, Fremdmittel-,
Garantie-, Miet-, Treuhand-, Vermittlungs-, Ver-
triebs- und Verwaltungskosten müssen gleichmäßig
auf den Zeitraum der Vorauszahlung verteilt wer-
den, außer sie betreffen lediglich das laufende und
das folgende Jahr. Dies gilt auch für die Gewinner-
mittlung nach § 4 Abs. 3.

5. Für die Ermittlung der Einkünfte aus der
Beteiligung an einem Handelsgewerbe als stiller
Gesellschafter (§ 27 Abs. 1 Z 2 des Einkommen-
steuergesetzes 1972) gilt bei der Veranlagung für
das Kalenderjahr 1988 folgendes: Verlustanteile
sind nicht zu berücksichtigen, wenn der Erwerb der
Beteiligung oder soweit die Leistung der Einlage
nach dem 30. Juni 1988 erfolgt ist. Gewinnanteile,
die zur Auffüllung einer durch derartige Verlustan-
teile herabgeminderten Einlage zu verwenden sind,
bleiben außer Ansatz.

6. Im Veranlagungsjahr 1988 sind § 19 und § 28
Abs. 2 Z 1 bis 3 für Vorauszahlungen von Instand-
setzungsaufwendungen, soweit sie nicht nur das
laufende Jahr betreffen und nach dem 30. Juni
1988 geleistet werden, mit folgender Maßgabe
anzuwenden: Instandsetzungsaufwendungen sind
jene Aufwendungen, die nicht zu den Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten gehören und allein
oder zusammen mit Herstellungsaufwand den Nut-
zungswert des Gebäudes wesentlich erhöhen oder
seine Nutzungsdauer wesentlich verlängern. Sind
nach Verrechnung der ohne Berücksichtigung der
Instandsetzungsaufwendungen ermittelten Verluste
noch steuerfreie Beträge im Sinne des § 28 Abs. 3
vorhanden, dann sind die Instandsetzungsaufwen-
dungen mit diesen Beträgen zu verrechnen. Jene
Instandsetzungsaufwendungen, die nicht mit steu-
erfreien Beträgen zu verrechnen waren, sind gleich-
mäßig auf zehn Jahre verteilt abzusetzen.

Artikel II

Art. I Z 1 ist bei der Veranlagung für das Kalen-
derjahr 1988 anzuwenden.

Artikel III

V o l l z i e h u n g

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky
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4 0 6 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1988, mit dem
das Stadterneuerungsgesetz, das Denkmal-
schutzgesetz und das Bundesgesetz vom
12. Juli 1974 über die Änderung mietrechtli-
cher Vorschriften und über Mietzinsbeihilfen,

BGBl. Nr. 409, abgeändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I

S t a d t e r n e u e r u n g s g e s e t z

Das Stadterneuerungsgesetz, BGBl. Nr. 287/
1974, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 483/1984, 640/1986 und 340/1987 sowie des
Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr. 640/1987
wird wie folgt geändert:

§ 38 Abs. 1 und 2 wird mit Wirkung ab der Ver-
anlagung für das Kalenderjahr 1989 aufgehoben.

ABSCHNITT II

D e n k m a l s c h u t z g e s e t z

Das Denkmalschutzgesetz, BGBl. Nr. 533/1923,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 92/
1959, 167/1978 und 2/1986 wird wie folgt geän-
dert:

§ 19 Abs. 1 und 2 wird mit Wirkung ab der Ver-
anlagung für das Kalenderjahr 1989 aufgehoben.

ABSCHNITT III

Das Bundesgesetz vom 12. Juli 1974 über die
Änderung mietrechtlicher Vorschriften und über
Mietzinsbeihilfen, BGBl. Nr. 409, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 483/1984, wird
wie folgt geändert:

Artikel I

Im Art. IV Z 1 Abs. 1 wird die Zitierung „§ 38
des Stadterneuerungsgesetzes, BGBl. Nr. 287/

1974" durch die Zitierung „§ 38 des Stadterneue-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 287/1974, in der jeweils
geltenden Fassung," ersetzt.

Artikel II

Artikel I ist ab der Veranlagung für das Kalen-
derjahr 1989 anzuwenden.

ABSCHNITT IV

Im Veranlagungsjahr 1988 ist
— § 38 Abs. 1 des Stadterneuerungsgesetzes
— § 19 Abs. 1 des Denkmalschutzgesetzes oder
— Art. IV Z l Abs. 1 des Bundesgesetzes vom

12. Juli 1974 über die Änderung mietrechtlicher
Vorschriften und über Mietzinsbeihilfen, BGBl.
Nr. 409,

für vorzeitige Abschreibungen von Anschaffungs-,
Herstellungs- und Teilherstellungskosten mit fol-
gender Maßgabe anzuwenden: Entsteht oder
erhöht sich durch gewinnmindernd geltend
gemachte vorzeitige Abschreibungen ein Verlust, so
ist der Verlust insoweit weder ausgleichs- noch
gemäß § 18 Abs. 1 Z 4 des Einkommensteuergeset-
zes 1972 vortragsfähig. Ein solcher Verlust ist mit
späteren Gewinnen (Gewinnanteilen) aus diesem
Betrieb frühestmöglich zu verrechnen. Derartige
Verluste und Gewinne verändern nicht das Kapital-
konto. Dies gilt nur, wenn mit der tatsächlichen
Bauausführung nach dem 30. Juni 1988 begonnen
worden ist.

ABSCHNITT V

V o l l z i e h u n g

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky
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